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Arbeitserlaubnis für Asylbewerber

Der DGB setzt sich dafür ein, dass Asylbewerber/innen un­
abhängig von ihrem Verfahren nicht länger als drei Monate
warten müssen, um eine Arbeitserlaubnis zu erhalten. Arbeit,
Ausbildung und das Erlernen der deutschen Sprache sind ent­
scheidende Elemente für ihre Integration in der deutschen Ge­
sellschaft.

Begründung:

Auf globaler Ebene stellt Vollbeschäftigung eine Komponente
sozialer Gerechtigkeit und einen wichtigen Faktor dar, um
Stabilität, Frieden und Sicherheit  zu gewährleisten. Auf in­
dividueller Ebene ist die Arbeit nicht nur eine essentielle Ein­
kommensquelle für den  Lebensstandard, sondern auch ein
entscheidender Faktor für die Unabhängigkeit, persönliche
Freiheit, den Selbstwert und die Würde sowie psychische
Gesundheit. Dies trifft auf alle Menschen zu, gilt aber vor al­
lem  für Menschen auf der Flucht, da sie sich oft in einer Aus­
nahmesituation befinden und traumatisiert sind. Untätigkeit
und Abhängigkeit können ein durch Fluchterfahrung erzeugtes
Trauma verschlimmern.
Artikel 6 des UN-Sozialpakts definiert das Recht auf Arbeit als
das Recht, die Aufgabe zu erhalten, den Lebensunterhalt
durch Arbeit zu verdienen, die frei gewählt wurde. Das Recht
auf Arbeit beinhaltet auch die Rechte im Hinblick auf faire
Arbeitsbedingungen und die Einbindung in das Sozialsystem.
Das Recht auf Arbeit muss ohne Diskriminierung jeglicher Art
wie aufgrund unter anderem von Hautfarbe, Geschlecht, Reli­
gion, nationaler  oder sozialer Herkunft oder anderem Status
gewährt werden (Art.2(2) UN Sozialpakt).
Die Unterteilung der Flüchtlinge in verschiedene Herkunftska­
tegorien schafft Hierarchie und Diskriminierung aufgrund der
Einteilung in Wirtschafts-, Kriegs-, Umwelt-  und Konting­
entflüchtlinge. Allen gemeinsam ist doch das gleiche Schicksal,
dass sie in ihrem Herkunftsland kaum noch Überlebenschan­
cen hatten.
Deshalb appellieren wir an die Bundesregierung und alle mit
dieser Problematik befassten Ämter und Arbeitsagenturen,
den Asylbewerber/innen die Arbeitserlaubnis großzügig zu er­
teilen, damit sie eine entscheidende Lebensgrundlage für Ihre
Zukunft erhalten.
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